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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

BMF: Steuerliche Behandlung von Arbeitnehmereinkünften bei 
Auslandstätigkeiten (Auslandstätigkeitserlass) 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 14. Juni 2022 den 
aktualisierten und an bestehende Rechtsprechung angepassten 
Auslandstätigkeitserlass veröffentlicht. Daneben wird erstmalig eine 
Mindestbesteuerung aufgenommen. 

Hintergrund: 

Für die steuerliche Behandlung von Arbeitnehmereinkünften bei 
Auslandstätigkeiten gilt aufgrund des § 34c Abs. 5 Einkommensteuergesetz 
(EStG) Folgendes: 

Bei einem Arbeitnehmer eines Arbeitgebers mit Sitz, Geschäftsleitung, 
Betriebsstätte oder einem ständigen Vertreter in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union (EU) oder einem Staat, auf den das Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) Anwendung findet (EU-/EWR-Arbeitgeber), 
wird von der Besteuerung des Arbeitslohns, den der Arbeitnehmer aufgrund eines 
gegenwärtigen Dienstverhältnisses für eine begünstigte Tätigkeit im Ausland 
erhält, abgesehen. 

Das Schreiben geht u.a. auf folgende Punkte ein: 

1. Begünstigte/Nicht begünstigte Tätigkeit 

2. Dauer der begünstigten Tätigkeit 

3. Begünstigter Arbeitslohn 

4. Progressionsvorbehalt 

5. Nichtanwendung 

6. Verfahrensvorschriften 

Anwendung: 

Das vorliegende BMF-Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 31. Oktober 
1983 (BStBl I S. 470) mit Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 2023. Im 
Lohnsteuerabzugsverfahren ist das Schreiben erstmals auf den laufenden 
Arbeitslohn anzuwenden, der für einen nach dem 31. Dezember 2022 endenden 
Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. 
Dezember 2022 zufließen. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 10. Juni 2022, IV C 5 - S 2293/19/10012 :001.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2022-06-10-LSt-Auslandstaetigkeitserlass.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 17. Juni 2022 

 
 
Eine Anteilsminderung i.S. des § 6 Abs. 3 Satz 2 GrEStG liegt vor, 
wenn die Beteiligung am Vermögen der Gesamthand gemindert 
wird. Das kann durch Veräußerung des Gesellschaftsanteils selbst 
bewirkt werden oder auch durch anderweitige Vereinbarungen 
erfolgen, wenn es dadurch bei im Übrigen unveränderter 
bürgerlich-rechtlicher Beteiligung am Gesamthandsvermögen 
wirtschaftlich zu einer Beschränkung oder Aufgabe der Beteiligung 
am wirtschaftlichen Wert des Gesellschaftsanteils und somit an der 
Teilhabe am Wert des eingebrachten Grundstücks kommt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Im Fall der Übertragung eines dem Teileinkünfteverfahren 
unterliegenden Gewinns aus der Veräußerung von Anteilen an 
Kapitalgesellschaften auf Gebäude oder abnutzbare bewegliche 
Wirtschaftsgüter ist der abziehbare Betrag gemäß § 6b Abs. 10 
Satz 2 EStG auf 300.000 € begrenzt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hat eine steuerbegünstigte Körperschaft mehrere wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe und erzielt ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, 
für den streitig ist, ob dieser ein Zweckbetrieb ist, einen Gewinn 
von 0 €, ergibt sich aus einem Steuerbescheid, der eine Steuer von 
0 € festsetzt, keine für die Zulässigkeit einer Anfechtungsklage 
erforderliche Beschwer. 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil II R 4/20: 
Verminderung des 
Anteils am Vermögen 
einer KG 
 
 
 
 
 
 
 
12. Januar 2022 
 

Beschluss IV B 47/21: 
Zur Frage der Höhe 
des gemäß § 6b Abs. 
10 Satz 2 EStG 
abziehbaren Betrags 
 
 
 
 
 
 
10. Mai 2022 
 

 

 
Urteil V R 19/21: Zur 
fehlenden Beschwer 
bei Anfechtung eines 
Nullbescheides 
 
 
 
 
 
 
 
16. Dezember 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210096/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250090/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210097/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Zur umsatzsteuerrechtlichen Behandlung eines bei Überlassung von 
elektronischen Zahlungskarten erhobenen Kartenpfandes 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass es 
sich bei dem im Rahmen eines bargeldlosen Zahlungssystems für die 
Überlassung elektronischer Zahlungskarten in Stadien erhobenen Kartenpfand 
nicht um pauschalierten (durch die Kartenrückgabe auflösend bedingten) 
Schadensersatz handelt, sondern um eine steuerbare sonstige Leistung, die nach 
§ 4 Nr. 8 Buchst. d UStG als Umsatz im Zahlungs- und Überweisungsverkehr 
steuerfrei ist, wenn der leistende Unternehmer selbst die Übertragung von 
Geldern vornimmt. 

Hintergrund  

Steuerfrei sind nach § 4 Nr. 8 Buchst. d Umsatzsteuergesetz (UStG) die Umsätze 
und die Vermittlung der Umsätze im Einlagengeschäft, im Kontokorrentverkehr, 
im Zahlungs- und Überweisungsverkehr und das Inkasso von Handelspapieren. 

Sachverhalt 

Der Kläger ist Insolvenzverwalter über das Vermögen der A, die bargeldlose 
Zahlungssysteme im Soft- und Hardwarebereich entwickelte und vertrieb. A war 
in den Jahren 2008 bis 2013 (Streitjahre) umsatzsteuerrechtliche Organträgerin 
der B. 

B überließ den Besuchern von Stadien elektronische Zahlungskarten zur 
bargeldlosen Zahlung von Speisen und Getränken in den Stadien. Die Nutzung 
der E-Karte war in den von der Vorinstanz in Bezug genommenen Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen (AGB) der B näher geregelt. 

In § 6 der AGB für den Karteninhaber die Möglichkeit zum Rücktausch eines 
etwaigen Kartenguthabens (in Bar- oder Buchgeld) vorgesehen. Nach dem Preis- 
und Leistungsverzeichnis der B betrug das Kartenpfand 2 €, das bei der 
erstmaligen Ausgabe der bis zu 150 € aufladbaren E-Karte vom Ausgabewert 
abgezogen wurde. 

Die Stadionbetreiber und Caterer zahlten Provisionen an B, die nach den mit den 
E-Karten geleisteten Zahlungen oder festen Größen, wie z.B. Zuschauerzahlen, 
bemessen wurden. B bot einen umfassenden Service für den 
Kartenzahlungsverkehr an, indem sie Kartenlesegeräte zur Verfügung stellte und 
im Stadion mit eigenem Personal den Vertrieb, die Aufladung und Rückgabe der 
E-Karten organisierte. 

Die aus dem Kartenpfand in den Streitjahren erzielten Erlöse sah A in ihren 
Umsatzsteuererklärungen als umsatzsteuerfrei an. Das Finanzamt vertrat nach 
einer Außenprüfung dagegen die Auffassung, dass es sich bei den Erlösen aus 
dem Kartenpfand um steuerpflichtige Umsätze aus der Lieferung von 
Gegenständen handele, die dem Regelsteuersatz unterlägen. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Hamburg hatte keinen Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat die Entscheidung der Vorinstanz aufgehoben und zur anderweitigen 
Verhandlung und Entscheidung an das Finanzgericht zurückverwiesen. 
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Das hingegebene Pfand in Höhe von 2 € ist kein nicht umsatzsteuerbarer 
pauschalierter Schadensersatz, der durch die Rückgabe der überlassenen Karte 
auflösend bedingt ist, sondern ein steuerbarer Umsatz i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Satz 1 UStG. 

Die Überlassung der E-Karte gegen ein Pfand in Höhe von 2 € ist keine 
selbständig zu betrachtende Lieferung von Gegenständen i.S. des § 3 Abs. 1 
UStG (vgl. auch EuGH-Urteil Vega International Car Transport and Logistic vom 
15.05.2019 - C-235/18, Rz 41). 

Sie ist vielmehr mit der damit eröffneten Möglichkeit, in den Stadien bargeldlos zu 
zahlen, so eng verbunden, dass objektiv ein einziger untrennbarer wirtschaftlicher 
Vorgang mit dieser sonstigen Leistung i.S. des § 3 Abs. 9 Satz 1 UStG besteht. 

Die sonstigen Leistungen der B sind im Lichte der Art. 131, 135 Abs. 1 Buchst. d 
MwStSystRL als Umsätze im Zahlungsverkehr nach § 4 Nr. 8 Buchst. d UStG 
steuerfrei. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 26. Januar 2022 (XI R 19/19 (XI R 12/17)), veröffentlicht am 09. 
Juni 2022. 

 

EuGH: Nachweispflichten zur Erstattung von Kapitalertragsteuer bei 
"Streubesitzdividenden" nicht mit EU-Recht vereinbar 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat entschieden, dass die deutsche 
Regelung, wonach die Erstattung der auf Streubesitzdividenden erhobenen 
Kapitalertragsteuer für ausländische Anteilseigner gegenüber inländischen 
Anteilseignern von zusätzlichen Nachweisen abhängig gemacht wird, gegen die 
in Artikel 63 AEUV verankerte Kapitalverkehrsfreiheit verstößt. 

Hintergrund 

Die Klägerin ist eine in Großbritannien ansässige Kapitalgesellschaft, die zu 
weniger als 6% an einer deutschen Tochtergesellschaft beteiligt war und von 
dieser eine Gewinnausschüttungen erhalten hatte, für die Kapitalertragsteuer 
(KESt) und Solidaritätszuschlag einbehalten und abgeführt wurden. Das 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) gewährte der Klägerin - mangels Vorliegens 
des erforderlichen Nachweises - nur eine anteilige Erstattung der KESt unter 
Berücksichtigung des einschlägigen Doppelbesteuerungsabkommens (DBA). 
Eine darüberhinausgehende Erstattung wurde seitens der Steuerbehörde 
abgelehnt, da die Klägerin die hierfür nach § 32 Abs. 5 Körperschaftsteuergesetz 
(KStG) erforderlichen Nachweise nicht erbracht habe. Der Fall wurde dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) vorgelegt. 

In seinen Schlussanträgen vom 20. Januar 2022 hatte der Generalanwalt (GA) 
dem EuGH vorgeschlagen zu entscheiden, dass das materielle Erfordernis, dass 
die Kapitalertragsteuer nicht beim Gläubiger oder einem unmittelbar oder 
mittelbar am Gläubiger beteiligten Anteilseigner angerechnet oder als 
Betriebsausgabe oder als Werbungskosten abgezogen werden darf, damit sie 
dem Gläubiger erstattet werden kann, gegen die Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 
AEUV) verstößt. 

Mehr zu dem Vorlagefall und den Schlussanträgen in unserem Blogbeitrag vom 
20. Januar 2022. 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210094/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228858/eugh-zweifel-an-den-erforderlichen-nachweispflichten-zur-erstattung-von-kapitalertragsteuer-bei-streubesitzdividenden/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228858/eugh-zweifel-an-den-erforderlichen-nachweispflichten-zur-erstattung-von-kapitalertragsteuer-bei-streubesitzdividenden/
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Entscheidung des EuGH 

Der EuGH folgte in seinem heutigen Urteil den Empfehlungen des GA und 
entschied in Beantwortung der ersten Vorlagefrage, dass der deutschen 
Regelung Artikel Art. 63 AEUV entgegensteht. Während gebietsansässige 
Gesellschaften in den Genuss einer sofortigen Anrechnung und gegebenenfalls 
einer Erstattung des Restbetrags der abgeführten Quellensteuer kommen, sind 
jedoch nach Auffassung des EuGH weder ein Abzug der Quellensteuer als 
Betriebsausgabe oder Werbungskosten noch eine Möglichkeit für die Dividenden 
beziehende Gesellschaft, einen Anrechnungsvortrag in Anspruch zu nehmen, 
geeignet, eine vollständige Neutralisierung dieser Ungleichbehandlung zu 
ermöglichen. 

Diese Ungleichbehandlung könne nur dann hingenommen werden, wenn sie 
Situationen betrifft, die nicht objektiv miteinander vergleichbar sind, oder wenn 
sie durch einen zwingenden Grund des Allgemeininteresses 
gerechtfertigt ist. Beides verneinte der EuGH. 

Aufgrund des Umstands, dass Deutschland sich dafür entschieden hat, seine 
Steuerhoheit für sämtliche Dividenden aus Streubesitzanteilen unabhängig davon 
auszuüben, ob sie an gebietsansässige Gesellschaften oder an gebietsfremde 
Gesellschaften ausgeschüttet werden, befinden sich diese beiden Kategorien von 
Gesellschaften, was die Gefahr einer wirtschaftlichen Doppelbesteuerung oder 
einer mehrfachen Belastung dieser Dividenden angeht, in einer vergleichbaren 
Situation. 

Des Weiteren sieht der EuGH auch keinen Rechtfertigungsgrund im Hinblick 
auf zwingende Gründe des Allgemeininteresses, konkret zur Wahrung einer 
ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnis zwischen den 
Mitgliedstaaten. Im vorliegenden Fall habe sich Deutschland zwar dafür 
entschieden, seine Steuerhoheit für sämtliche Dividenden aus Streubesitzanteilen 
auszuüben. Allerdings habe Deutschland sich nach den gegenüber dem 
Gerichtshof gemachten Angaben auch dafür entschieden, die Belastung durch die 
Quellensteuer auf diese Dividenden vollständig zu neutralisieren, wenn sie an 
gebietsansässige Gesellschaften ausgeschüttet werden. Unter diesen Umständen 
könne die Wahrung einer ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnis 
zwischen den Mitgliedstaaten eine Besteuerung von in anderen Mitgliedstaaten 
ansässigen Gesellschaften hinsichtlich dieser Art von Einkünften nicht 
rechtfertigen. 

Zur Rechtfertigung, eine doppelten Berücksichtigung der Quellensteuer bei den in 
anderen Mitgliedstaaten ansässigen Dividendenbeziehern zu verhindern, merkt 
der EuGH an, dass ein solches Ziel in kohärenter und systematischer Weise 
erreicht werden muss. Dies sei aber dann nicht der Fall, wenn eine Erstattung der 
Quellensteuer auf Dividenden aus Streubesitzanteilen bei in anderen 
Mitgliedstaaten ansässigen Gesellschaften, die diese Dividenden beziehen, an 
strengere Voraussetzungen geknüpft wird als bei gebietsansässigen 
Gesellschaften, und das, obgleich eine doppelte Berücksichtigung der 
Quellensteuer bei gebietsansässigen Gesellschaften nicht ausgeschlossen 
werden kann. 

In Anbetracht der Antwort auf die erste Frage war die zweite Frage vom EuGH 
nicht zu beantworten. 

Fundstelle 

EuGH, Urteil vom 16. Juni 2022 (C-572/20), ACC Silicones. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260988&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3197491


7 

E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 
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Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 14. Juni 

2022 

  

Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 

 

Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 
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